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(2) Das gleiche trifft im Falle der §§ 62 und 72 auf den gewählten Ver­
teidiger zu.

(3) Wird durch Versäumnis des Verteidigers die Anberaumung eines 
neuen Hauptverhandlungstermins oder die Unterbrechung der Verhand­
lung erforderlich, sind ihm die hierdurch verursachten Auslagen aufzu­
erlegen.

§66

Gemeinschaftliche Verteidigung und mehrere Verteidiger
Die Verteidigung mehrerer Beschuldigter oder Angeklagter durch einen 

gemeinschaftlichen Verteidiger ist zulässig, soweit dies nicht den Inter­
essen der Beschuldigten oder Angeklagten widerspricht. Ein Beschuldigter 
oder Angeklagter kann auch mehrere Verteidiger wählen.

§67

Rechtsanwaltsgebühren

(1) Dem zum Verteidiger bestellten Rechtsanwalt sind für die Verteidi­
gung die Gebühren nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen aus dem 
Staatshaushalt zu zahlen.

(2) Der Rückgriff gegen den zu den Auslagen verurteilten Angeklagten 
bleibt Vorbehalten.

§68
Beistände

Der gesetzliche Vertreter eines volljährigen Angeklagten ist nach Zu­
stellung der Anklageschrift auf sein Verlangen als Beistand zuzulassen 
und zu hören. Zeit und Ort der Hauptverhandlung sind ihm rechtzeitig 
mitzuteilen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  

Besonderheiten des Strafverfahrens gegen Jugendliche

§69
Besonderheiten bei der Aufklärung

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane haben 
im Strafverfahren gegen Jugendliche auch die Umstände aufzuklären, 
die zur Beurteilung der körperlichen und geistigen Eigenart des Jugend­
lichen dienen können, insbesondere, ob er fähig war, sich bei seiner Ent­
scheidung zur Tat von den geltenden Regeln des gesellschaftlichen Zu­
sammenlebens leiten zu lassen. Im Zusammenhang mit der Erforschung 
der Familien- und sonstigen Lebens Verhältnisse des Jugendlichen haben 
sie besonders zu prüfen, ob sich Erziehungsberechtigte einer Verletzung 
ihrer Pflicht zur Erziehung des Jugendlichen schuldig gemacht haben.

(2) Sie haben auch zu untersuchen, ob die Straftat durch Mängel in der 
Erziehungsarbeit der Schulen, Betriebe und anderen staatlichen und ge-
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